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1 Einleitung

Betrieblich unterstützte Kinderbetreuung braucht zu einer erfolg­
reichen Entwicklung eine klare, überschaubare und familien­
freundliche gesetzliche Grundlage. Diese sollte sowohl für die Be­
triebe, als auch für die Arbeitnehmer/Innen und eventuell an die­
sen Diensten Interessierte Organisationen und nicht zuletzt auch
für die im öffentlichen Dienst stehenden Ämter sein. Klare Geset­
zesbestimmungen sind notwendig für den inhaltlichen Bereich;
das heißt WER darf WO und Wie eine betrieblich unterstützte
Kinderbetreuung aufbauen, wie wird diese definiert, welche Min­
deststandards sind einzuhalten, welche Voraussetzungen muss
das Personal haben.

Weiters die Regelungen der steuerlichen Behandlung von betrieb­
lich unterstützter Kinderbetreuung, die Zuständigkeit für Lizenz­
ausgaben. Damit zusammenhängen die Regelungen für die öffent­
liche Förderung.

Es zeigt sich in Südtirol daher, dass noch ein gewisser Hand­
lungsbedarf durch gesetzliche Regelungen auf Gemeinde­ und
Landesebene, Regions­ und Staatsebene gegeben ist.
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2 Übersicht zur Gesetzeslage im Bereich
„Kinderbetreuung“

2.1 Landesgesetze

2.1.1 Landesgesetz vom 09. April 1996 Nr. 8/1
„Maßnahmen zur Kinderbetreuung“.

Dieses stellt im Artikel 1 fest, dass die Autonome Provinz Bozen
befugt ist „Privaten Einrichtungen ohne jeglichen Gewinnzweck
oder sozialen Genossenschaften, die den Tagesmütterdienst/Ta­
gesvaterdienst in fachlicher und verwaltungsmäßiger Hinsicht
fördern und unterstützen, Beiträge zu den Betriebskosten zu zah­
len“

Das heißt, dass Wirtschaftsbetriebe nicht direkt gefördert werden
können, da dieses Gesetz die den Tagesmütter/­väterdienst för­
dernden Vereine im Auge hat. Finanzielle Unterstützungen für den
Dienst selbst werden im Artikel 3 nur „einkommensschwachen
Familien, die den Tagesmütterdienst/Tagesväterdienst in An­
spruch nehmen“ in Aussicht gestellt.

Damit sieht das Landesgesetz Nr. 81 vom 09. April 1996 für be­
trieblich unterstützte Kinderbetreuung insbesondere für Betriebs­
kindergärten keine direkte Unterstützung vor. Im Zusammenwirken
mit den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern könnte je­
doch eine gewisse Mitfinanzierung der öffentlichen Hand bei der
Realisierung anderer Modell betrieblich unterstützter Kinderbe­
treuung erreicht werden.

2.1.2 Dekret des Landeshauptmannes vom 30. Dezember
1997, Nr. 40/1 Durchführungsverordnung zur
Kinderbetreuung

Auch diese Durchführungsbestimmung nimmt keinen Bezug auf
betrieblich unterstützte Kinderbetreuung, sie regelt lediglich die
Tätigkeiten des Tagesmütterdienstes/Tagesväterdienstes. Im Ein­
zelnen, die Tarifgestaltung und die Eintragung ins Verzeichnis der
Tagesmütter und Tagesväter.

2.1.3. Landesgesetz vom 23. Juli 2004, Nr. 4

Bestimmungen im Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt
des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2004 und für den Dreijah­
reszeitraum 2004­2006
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Der Artikel 16 betrifft Änderungen des Landesgesetzes vom 09.
April 1996 Nr. 8. Damit wird die Autonome Provinz Bozen er­
mächtigt an die Gemeinden Beiträge für laufende Ausgaben zu
geben, und zwar „für die Verwirklichung und Führung in Südtirol
von Tagesstätten für Kinder im Alter von 0­36 Monaten, sowie für
Tageseinrichtungen für Kinder im Vorschul­ und Schulalter bis zu
acht Jahren“.

Falls eine Gemeinde auch auf Initiative eines Betriebes eine derar­
tige Betreuungsstätte errichtet, könnte der Betrieb mit der Ge­
meinde wiederum einen Vertrag über Belegsrechte abschließen.
Da jedoch eine Beschränkung im Lebensalter der Kinder auf 8
Jahre besteht, bringt auch dieses Gesetz keine befriedigende Lö­
sung für Betriebe, die familienfreundliche Akzente setzen möchten.

2.2 Staatliche Gesetze

2.2.1 Legge finanziaria 2002 nr. 448 Articolo 70

Das staatliche Haushaltsrahmengesetz 2002 Nr. 448 Artikel 70,
vom 28.12.2001, und das Ministerialdekret vom 17. Mai 2002, sa­
hen die Einrichtung eines Fonds für Kinderbetreuungseinrichtun­
gen vor als Vorsorgemaßnahme des Ministeriums für Arbeit und
Soziales. Darin werden die Kinderbetreuungseinrichtungen als
Strukturen bezeichnet, die darauf ausgerichtet sind die Bildung
und Sozialisierung von Mädchen und Buben im Alter von 3 Mona­
ten bis 3 Jahren zu garantieren und die Eltern und Familien zu un­
terstützen. Dadurch seien sie Teil der Grundlegenden Aufgaben
des Staates, der Regionen und der örtlichen Strukturen. Es be­
stand die Absicht, innerhalb 30. September jeden Jahres, die Mit­
tel für den Fond zur Verfügung zu stellen. Diese sollten dann über
die Regionen die Mittel an die einzelnen Gemeinden oder Ge­
meindenverbänden verteilt werden, soweit diese darum Ansuchen
um Kinderbetreuungseinrichtungen oder Betriebskindergärten im
Bereich im Bereich Investitionen und Betriebsführung unterstüt­
zen.

Damit sollten im Besonderen Betriebskindergärten (micro­nidi nei
luoghi di lavoro) gefördert werden. Im Ministerialdekret vom 17.
Mai 2002 sah das Finanzministerium die steuerliche Geltendma­
chung der Kosten vor, die für die Betriebsführung der betriebli­
chen Kinderbetreuungseinrichtungen entstehen und zwar sowohl
für die Familien (bis zu 2000€ pro Kind) als auch für die Betriebe
(2000€ pro Betreuungsplatz).



10 Übersicht zur Gesetzeslage im Bereich „Kinderbetreuung“

Der Artikel 4,co.2 des Gesetzes Tremonti vom 18.10.2001, Nr. 383,
sieht die Anwendung steuerlicher Begünstigung für betriebliche
Investitionen vor, auch für Kosten für Dienste, die für Mitarbeiter
geschaffen werden und für die Schaffung einer Kinderbetreu­
ungseinrichtung für Kleinkinder unter drei Jahren.

Der Artikel 65 und 48, Abs. 1 der ET der Einkommenssteuern (DPR
Nr. 917 vom 22.12.1986) sieht ebenfalls steuerliche Erleichterun­
gen für allgemeine Dienste für die Mitarbeiter vor, die zum Zweck
der Erziehung, Bildung, Erholung, sozialer Unterstützung oder re­
ligiösen Zielsetzungen angeboten werden.

Die vom Arbeitgeber getragenen Ausgaben stellen für den Ar­
beitnehmer kein „Fringe Benefit“ dar, da die Beanspruchung der
unter Abs. 1 Art. 65 des Einheitstextes vorgesehenen Einrichtun­
gen und Dienste durch Arbeitnehmer und ihre unter Art. 12 ange­
führte Familienmitglieder nicht zur Bildung des abhängigen Ein­
kommens beiträgt

DPR Nr. 917/86 Art. 48, Abs.2/f Für die Kinderhorte ist eine weitere
Begünstigung vorgesehen: Summen, die der Arbeitgeber allen
Arbeitnehmern oder bestimmten Arbeitnehmerkategorien für den
Besuch von Kinderhorten und Ferienkolonien durch die in Art. 12
angeführten Familienmitglieder gewährt, nicht zur Bildung des
Einkommens um abhängiger Arbeit beitragen Art. 48/2/f­bis DPR
Nr. 917/86.

Im November 2004 wurde durch einen Einspruch der Regionen
Toscana und Emiglia Romagna, jener Teil des Haushaltsrahmen­
gesetzes 2003, der den Fonds zur Finanzierung von Kinderbetreu­
ungseinrichtungen durch den Arbeitgeber ermöglichen sollte, zu
Fall gebracht. Der Verfassungsgerichtshof erklärte, dass es nicht
Staatskompetenz sondern Aufgabe der Regionen ist, Gesetze zur
Führung von betrieblichen Kinderbetreuungseinrichtungen zu er­
lassen.

Dies brachte einen enormen Rückschlag für die 300 Betriebe, die
bereits Projekte präsentiert hatten und für jene Projekte, die be­
reits genehmigt waren. Ein gesetzlicher Zugang bleibt noch offen.
Arbeitgeber können über das Gesetz 53/2000 zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf Beiträge erhalten, wenn sie Projekte zur besse­
ren Vereinbarkeit von Familie und Beruf durchführen. Die Beiträge
werden jedoch nur für das Projekt, und nicht als dauernde Unter­
stützung für die laufenden Kosten, gewährt.
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2.3 Schlussbemerkungen

Insgesamt fällt dieses Ergebnis in Bezug auf rechtliche Grundlagen
und damit verbundene Förderungen für betri ebli ch gestüt zter
Kinderbetreuung sehr mager aus. Daher bestehen keine relevan­
ten, ökonomisch interessanten Anreize für Betriebe. Andere Re­
gionen sind im Bereich betrieblich unterstützter Kinderbetreuung
sehr aktiv. Die Region Veneto hat beispielsweise 4,1 Mio. € zur
Gründung von 40 betrieblichen Kinderbetreuungseinrichtungen
zur Verfügung gestell t. Damit wurden fast 1000 neue Ki nderbe­
treuungsplätze geschaffen.

Es ist sicher überlegenswert, dass die öffentliche Hand, durch ge­
setzliche Bestimmungen, die betriebliche Privatinitiative mehr he­
rausfordert und dadurch zu einer Verbesserung des Klimas der
Familienfreundlichkeit, innerhalb der Wirtschaftsbetriebe, beitra­
gen hilft.
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3 Qualitätskriterien

Qulitätskriterien als Voraussetzung öffentlicher Anerkennung des
Betriebskindergartens (Microstruttura aziendale per l`infanzia)

Die folgenden Hinweise sind derzeit noch nicht im Gesetz festge­
legt, können aber eine Vorstellung davon vermitteln, welchen An­
forderungen von Seiten des Landes an Betriebskindergärten in
Zukunft gestellt werden könnten.

3.1 Definition

Der Betriebskindergarten ist ein sozial pädagogischer Dienst für
Kinder; sein Ziel ist die Aufnahme, Betreuung und Erziehung der
Kinder um so der Familie eine angemessene Unterstützung zu
gewährleisten. Weiters sollen dadurch die Bedürfnisse des Kindes,
der Mitarbeiter/In und des Betriebes besser in Einklang gebracht
werden können. Der Betriebskindergarten nimmt ausschließlich
oder vorwiegend Kinder der eigenen Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter auf. Die Größe sollte auf 15 – 18 Kinder beschränkt sein.

3.2 Bedingungen für die Betriebszulassung

3.2.1 Professionalität der MitarbeiterInnen

Die im Betriebskindergarten tätigen Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter sollten eine ihrer Tätigkeit angemessene Qualifizierung
aufweisen

KoordiatorIn oder LeiterIn des Betriebskindergartens:

Pädagogische und Organisatorische Fähigkeiten und ausreichende
Erfahrung

Pädagogische LeiterIn:

Diplompädagogin oder gleichwertige Ausbildung

ErzieherIn:

Diplom für Kindergarten oder Abschlusszeugnis einer pädagogi­
schen Fachschule oder Abschlusszeugnis als Tagesmutter

Koch/Köchin:

Spezialkenntnisse für Ernährung von Kindern
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3.2.2 Zahlenmäßiges Verhältnis von
KindergärtnerInnen und Kindern

Während der gesamten Öffnungszeit sollte für jeweils 5 – 6 Kinder
eine KindergärtnerIn zuständig sein.

3.2.3 Räumliche Voraussetzungen

Die räumlichen Voraussetzungen für den Betriebskindergarten
sollten sich nach der Sicherheit der Kinder und am pädagogischen
Konzept orientieren. Dazu sind folgende Räumlichkeiten notwen­
dig: Eingangsraum, Ruheraum, Aufenthaltsräume, Speiseraum,
hygienische Anlagen.

3.2.4 Einrichtung

Die Einrichtung der Räume muss den verschiedenen Bedürfnissen
der Kinder angepasst sein und die Sicherheit und das Wohlbefin­
den der Kinder fördern.

3.2.5 Küche

Die Küche sollte als Arbeitsraum für das Personal geeignet sein,
aber auch die Risiken und Unfallmöglichkeiten für die Kinder
vermindern. Falls keine Küche vorhanden ist, kann ein geeigneter
Cateringdienst vorgesehen werden.

3.2.6 Spielplatz

Der Betriebskindergarten sollte auch eine geeignete und entspre­
chend ausgestattete Aufenthaltsmöglichkeit im Freien zur Verfü­
gung haben.

3.2.7 Spielsachen und Spielgeräte

Die verwendeten didaktischen Materialien und Geräte müssen
pädagogisch entsprechend und kindersicher gestaltet sein.

3.2.8 Didaktische Unterstützung der
MitarbeiterInnen

Die MitarbeiterInnen des Betriebskindergartens sollten über ge­
eignete Materialien zur Durchführung ihrer Tätigkeit und zur eige­
nen Weiterbildung verfügen.
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3.2.9 Kindergartengerechte Reinigungsmittel

Die für die Reinigung des Kindergartens zur Verfügung stehenden
Geräte und Mittel sollten der Größe des Kindergartens, der Zahl
der Kinder und den Kriterien des Umweltschutzes angepasst sein
und an einen für die Kinder nicht zugänglichen Ort aufbewahrt
werden.

3.2.10 Arbeitssicherheit

Der Betriebskindergarten muss über die vom Gesetz vorgesehene
Dokumentation verfügen.

3.2.11 Lage des Betriebskindergartens

Der Betriebskindergarten sollte eine gesunde und sonnige Lage
haben, fern von Gefahrenquellen, Verunreinigungsquellen und
Lärm. Der Zugangsbereich muss den Bedingungen der Verkehrs­
sicherheit entsprechen.

3.2.12 Geeignetes strategisches
Betriebskonzept

Zusammenarbeit

Die Beziehung und Zusammenarbeit mit anderen pädagogischen
und sozialen Einrichtungen und der Öffentlichkeit sollte gesucht
werden. Im Besonderen sollte der Übergang in den öffentlichen
Kindergarten erleichtert werden. Die Kommunikation mit den Fa­
milien sollte gefördert werden.

Bestimmung der Zugangskriterien

Die Leitung des Betriebskindergartens muss klare Zugangskrite­
rien formulieren.

Klare und transparente Betriebsführung

Dazu gehören unter anderem die Führung eines Registers mit den
notwendigen Daten, Adressen und Telefonnummern. Dieses ist
stets auf dem neuesten Stand zu halten. Ebenso notwendig ist
eine Hausordnung, in der die wichtigsten Regeln des Zusammen­
lebens und Zusammenarbeitens festgelegt sind, wie beispiels­
weise Öffnungs­ und Besuchszeiten, Verhalten im Krankheitsfall
usw.
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3.2.13 Erarbeiten eines Leitbilds

Darin sollten die Zielgruppe, die Vision und Mission des gemein­
samen Handelns, Rechte und Pflichten aller Beteiligten usw. Peri­
odisch sollte das Leitbild auf seine Aktualität überprüft und auf
den neuesten Stand gebracht werden. Eine regelmäßige Kontrolle,
ob die Versprechungen des Leitbildes eingehalten werden, ist
vorzusehen.

3.2.14 Angemessenes pädagogisches
Betriebskonzept

Die Leitung des Betriebskindergartens sollte die pädagogischen
Ziele definieren, regelmäßig überprüfen und dokumentieren.

Darin sollten die Ziele genau erläutert werden, die vorgesehenen
Maßnahmen aufgezählt, die Kontrollen beschrieben und die Kon­
trollkriterien festgelegt werden. Ebenso soll die Beteiligung der
Eltern beschrieben und festgelegt werden.

Bezüglich der Mitarbeiter soll ein genauer Einsatzplan festgelegt
werden. Für die Personalentwicklung ist ein persönliches Weiter­
bildungskonzept für jede(n) MitarbeiterIn auszuarbeiten. Es sind
Instrumente und Vorgangsweisen auszuarbeiten, damit der Zu­
friedenheitsgrad der Eltern und Mitarbeiter wenigstens einmal
jährlich erhoben und Verbesserungen oder Verschlechterungen
festgestellt werden können.

3.2.15 Weiterbildung der Mitarbeiterinnen

Die persönliche und die externe Weiterbildung der Mitarbeiter
sollte geplant werden auf der Basis der Notwendigkeiten des Per­
sonals und der Zielsetzungen des Dienstes. Die Teilnahme an den
Weiterbildungsmaßnahmen soll dokumentiert werden. Integriert
in die Weiterbildungsmaßnahmen sind Supervision und Intervi­
sion und Maßnahmen zur Motivation der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Auf eine harmonische und effiziente Zusammenarbeit
der verschiedenen Berufsbilder innerhalb des Betriebskindergar­
tens ist besonderer Wert zu legen.
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3.3 Nationale Mindeststandards für betriebliche
Kinderbetreuungseinrichtungen (Micro­nidi
nei luoghi di lavoro)

(Aus dem Protokoll des Art. 8 des Gesetzesdekretes vom 28. Au­
gust 1997 Nr. 281 im Sinne des Finanzgesetzes 2002/Art. 70/5 des
Gesetzes 448 vom 28. Dezember 2001)

Auch wenn das Finanzierungsgesetz 2002 durch einen Einspruch
der Regionen zu Fall gebracht würde, kann es doch einige Hin­
weise auf die Überlegungen des Gesetzgebers in Hinblick auf die
organisatorischen Bedingungen einer betrieblich unterstützen
Kinderbetreuung geben.

Die Zulassung von Kindern der Mitarbeiter der Firma in be­
trieblich gestützten Kinderbetreuungseinrichtungen (micro­nidi
nei luoghi di lavoro) beschränkt sich auf die Altersgruppen von
3 Monaten bis zu drei Jahren.

Der Betriebskindergarten ist innerhalb der Betriebsstruktur oder
in unmittelbarer Nähe derselben untergebracht um die Inan­
spruchnahme der Einrichtung durch die arbeitenden Eltern zu
erleichtern.

Die Betriebskindergärten sollten nicht mehr als 10­12 Kinder
aufnehmen.

Der zur Verfügung stehende Raum sollte mindestens 7 m² pro
Kind betragen.

Das Raumangebot sollte folgende Räume umfassen

Aufenthaltsräume für die Kinder

Aufenthaltsräume für die Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter

Speiseraum und hygienischen Einrichtungen

Vorgaben für Betriebsabläufe: Die Öffnungszeiten des Be­
triebskindergartens sollen zwischen Betriebsleitung und Eltern
vereinbart werden und jedenfalls eine Benützung während der
gesamten Arbeitszeit ermöglichen. Die Mitarbeiterinnen im Be­
triebskindergarten müssen über die vom Gesetz vorgesehenen
Ausbildungen verfügen. Das Verhältnis von Betreuerinnen und
Kinder sollte nicht höher als 1:7 sein. Jede Kinderbetreuungs­
einrichtung sollte eine Betriebsordnung haben. Die Kostenauf­
teilung für die Kinderbetreuung würde zwischen Betriebsleitung
und Eltern vereinbart ebenso wie die Betriebsordnung.
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3.4 Gesetzesvorschlag zur Durchführungsver­
ordnung für „Tagesstätten für Kleinkinder“

Diese betrifft nur die Betreuungsstätten für Kleinkinder im allge­
meinen, kann jedoch auch Hinweise geben, wie sich die Südtiroler
Landesregierung die Rahmenbedingungen für Kleinkinderbetreu­
ungsstätten vorstellt.

Die Durchführungsverordnung regelt im Sinne von Art. 1 bis Ab­
satz 4 des Landesgesetzes vom 09. April 1996 die sozialpädagogi­
sche Einrichtung die Kindertagesstätte genannt wird.

Die Führung dieser Tagesstätten wird den Gemeinden anvertraut,
die sich dafür auch zu Verbänden zusammenschließen können
oder die Träger der Sozialdienste oder Privatkörperschaften ohne
Gewinnabsicht beauftragen können.

Die Zahl der aufgenommen Kinder soll auf 18 beschränkt sein. Der
Dienst kann flexibel und nach Bedarf angeboten werden.

Der Zugang ist allgemein offen und muss auch behinderten oder
benachteiligten Kindern offen stehen. Der Dienst wird in italieni­
scher und deutscher Sprache angeboten. Die Einrichtungen ge­
währleisten höchste Transparenz in der Führung (Art 4) und sehen
auch die Mitwirkung und Zusammenarbeit mit den Familien vor.
Die Betriebslizenz wird von der Autonomen Provinz, Assessorat
für Sozialwesen und Gesundheit, Abteilung Sozialwesen auf Grund
der von der Landesregierung festgelegten Kriterien erteilt. Die
Kostenbeteiligung der Familien wird nach den gesetzlichen Vor­
gaben der Landesregierung berechnet.

Aussagen gibt es auch hinsichtlich des Standortes und der Ein­
richtung der Kindertagesstätte. Bezüglich des Raumangebotes
wird eine Größe von mindestens 8m² pro Kind vorgesehen.

Analoge Aussagen wie oben werden gemacht über geeignete
Spielplätze, Sicherheit der Tagesstätte, Hygiene­ und Gesund­
heitsgutachten und Gesundheitskontrollen.

Klare Bedingungen werden bezüglich des Personals der Kinderta­
gesstätten gestellt. Gefordert wird eine Berufsqualifikation mit
mindestens dreijähriger Berufsausbildung.

Tagesmütter dürfen nur in beschränktem Ausmaß in der Kinder­
tagesstätte beschäftigt sein. Pro fünf Kinder wird jeweils eine Be­
treuungsperson gefordert. Für die Leitung und Koordination ist
eine eigene Person vorzusehen, die eine Zusatzqualifikation auf­
weisen muss. Die Koordination der pädagogischen Tätigkeit muss
von qualifiziertem Personal mit einem Laureat in Bildungswissen­
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schaften oder einem gleichwertigen Studientitel durchgeführt und
überwacht werden (Monitoring).

Ebenso muss das Küchenpersonal entsprechend qualifiziert sein.
Das gesamte Personal muss sich ständig weiterbilden. Unter der
Voraussetzung dass alle gesetzlichen Vorgaben eingehalten wer­
den, erhalten die Gemeinden Landesbeiträge zu den laufenden
Ausgaben.
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4 Anhang

1. Rechtsordnung des Kindergartenwesens, LG vom 17. August
1976, Nr. 36

2. Maßnahmen zur Kinderbetreuung, LG vom 9. April 1996, Nr.8

3. Durchführungsverordnung Kindertagesstätten 2005, D.LH vom
7. September 2005, Nr. 431

4. Lettera della Presidenza del Consiglio dei Ministri del 2 dicem­
bre 2002 riguardante gli standard minimi organizzativi dei mi­
cro­nidi nei luoghi di lavoro

5. LA STAMPA del 06.11.2004 sui nidi aziendali
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LANDESGESETZ vom 9. April 1996, Nr. 8 1)
—

Maßnahmen zur Kinderbetreuung
1996

1. ABSCHNITT
Tagesmütterdienst/Tagesväterdienst
1. (Tagesmütterdienst/Tagesväterdienst)

(1) Die Autonome Provinz Bozen ist befugt, privaten Einrichtungen ohne jeglichen Gewinnzweck
oder sozialen Genossenschaften, die den Tagesmütterdienst/Tagesväterdienst in fachlicher und
verwaltungsmäßiger Hinsicht fördern und unterstützen, Beiträge zu den Betriebskosten zu zahlen.

(2) Unter Tagesmütterdienst/Tagesväterdienst versteht man im Sinne dieses Gesetzes die Arbeit von
Personen, die in Verbindung mit den genannten Organisationen in ihrer Wohnung berufsmäßig ein
oder mehrere Kinder Anderer betreuen und ihnen familiäre Betreuung bieten, wobei sie dem sozialen
Zweck entsprechend vorgehen.

(3) Die Autonome Provinz Bozen sieht finanzielle Unterstützungen für die einkommensschwachen
Familien, die den Tagesmütterdienst/Tagesväterdienst in Anspruch nehmen, vor. Die Auszahlung der
Unterstützungen ist an die Trägerkörperschaften der Sozialdienste nach Artikel 1 des Landesgesetzes
vom 30. April 1991, Nr. 13, ergänzt durch Artikel 2 des Landesgesetzes vom 10. Dezember 1992,
Nr. 43, übertragen.

(4) Mit Durchführungsverordnung werden die Kriterien und Modalitäten für den Zugang zu den im
Absatz 3 erwähnten Unterstützungen festgelegt, wobei für die Beurteilung des Bedarfs und des
Ausmaßes der Leistungen die Bestimmungen des Landesgesetzes vom 26. Oktober 1973, Nr. 69,
betreffend "Maßnahmen zugunsten der Grundfürsorge in der Provinz Bozen", in geltender Fassung,
und der entsprechenden Durchführungsverordnung, sowie des Artikels 7 des Landesgesetzes vom
30. April 1991, Nr. 13, gelten.

1/bis. (Tagesstätten für Kinder im Alter von 0 bis zu 36 Monaten und Tageseinrichtungen für
Kinder im Vorschul­ und Schulalter bis zu acht Jahren)

(1) Die Autonome Provinz Bozen ist außerdem ermächtigt, an die Gemeinden Beiträge für laufende
Ausgaben zu vergeben, und zwar für die Verwirklichung und Führung in Südtirol von Tagesstätten
für Kinder im Alter von 0 bis zu 36 Monaten sowie für Tageseinrichtungen für Kinder im Vorschul­
und Schulalter bis zu acht Jahren.

(2) Die Kindertagesstätte ist eine sozialpädagogische Einrichtung für Kleinkinder im Alter von 0 bis
zu 36 Monaten, die darauf ausgerichtet ist, das Wohlbefinden und harmonische Aufwachsen der
Kinder zu fördern. Dabei wird gleichzeitig gewährleistet, dass die Familien in ihren
Erziehungsaufgaben angemessen unterstützt werden, auch zu dem Zweck, im Rahmen eines
umfassenden Systems sozialer Sicherheit familiäre und berufliche Erfordernisse bestmöglich zu
vereinigen.

(3) Die Tageseinrichtungen für Kinder im Vorschul­ und Schulalter bis zu acht Jahren erfüllen
dieselben Aufgaben, die für die Kindertagesstätten laut Absatz 2 vorgesehen sind und ergänzen das
derzeit bestehende Netz an Kindergärten und Grundschulen. Die Einrichtungen müssen nach
homogenen Altersgruppen organisiert werden.



(4) Die strukturellen und betrieblichen Merkmale der Einrichtungen werden mit entsprechender
Durchführungsverordnung festgelegt.

(5) Die Beiträge zur Finanzierung der Kindertagesstätten laut Absatz 2 werden im Sinne von Artikel
20/bis des Landesgesetzes vom 30. April 1991, Nr. 13, vergeben. Die Höhe des Beitrags wird auf
der Grundlage der zu den Beiträgen zugelassenen Ausgaben für die Führung nach Abzug des Anteils
festgelegt, der zu Lasten der Nutzer geht. Das Ausmaß des Landesbeitrags darf auf keinen Fall höher
sein als der Anteil, der direkt zu Lasten der Betreibergemeinde geht. 2)

2. (Beiträge für den Tagesmütterdienst/Tagesväterdienst) 3)

(1) Die in Artikel 1 genannten Einrichtungen sind beitragsberechtigt, wenn sie laut Satzung folgende
Ziele verfolgen:

a) diese besondere Betreuungsform zu fördern und entsprechende Beratung anzubieten und dabei die
Tagesmütter/Tagesväter mit den Familien, die den Dienst in Anspruch nehmen, zusammenzubringen,

b) mit den einzelnen Tagesmüttern/Tagesvätern Rechtsverhältnisse einzugehen, wodurch fachliche
Unterstützung, Information und berufliche Weiterbildung gewährleistet werden,

c) Fachleute für Kinderbetreuung und für Fragen der Erziehung und der zwischenmenschlichen
Beziehungen zur Verfügung zu stellen, die für die einzelnen Tagesmütter/Tagesväter die Supervision
durchführen und feststellen, ob die allgemeinen und hygienischen Voraussetzungen gegeben sind, um
den Dienst durchzuführen.

(2) Die Beiträge für Investitions­ und Betriebskosten, wobei auch die Kosten der
Sozialversicherungsbeiträge sowie jene der Haftpflichtversicherung der Tagesmütter oder ­väter
einzuschließen sind, werden im Rahmen von 70 Prozent der zugelassenen Ausgaben zugewiesen.
Das Land übernimmt die Kosten für berufliche Aus­ und Weiterbildungsinitiativen. 4)

(3) Mit Durchführungsverordnung werden für diese Betreuungsform die allgemeinen und
hygienischen Mindeststandards festgelegt, die Bedingung für eine Inanspruchnahme des
Landesbeitrages sind.

(4) Die Begünstigungen laut den Absätzen 1 und 2 sind mit anderen Begünstigungen, die staatliche
und regionale Gesetze oder andere Landesgesetze für denselben Zweck vorsehen, nicht kumulierbar.

2. ABSCHNITT
Ordnung des Landeskleinkinderheimes

3. 5)

3. ABSCHNITT
Bestimmungen über die Kinderhorte

4. 6)

4. ABSCHNITT
Übergangs­ und Schlußbestimmungen
5. (Änderung und Aufhebung bestehender Rechtsvorschriften)

(1) Artikel 16 Absatz 3 des Landesgesetzes vom 8. November 1974, Nr. 26 ist aufgehoben.



(2) Artikel 2 Absätze 1 und 2 des Landesgesetzes vom 29. April 1975, Nr. 20 sind aufgehoben.

(3) Artikel 2 Absatz 4, Artikel 5, Artikel 6 Buchstaben a) und d), Artikel 10, 12, 13, 14, 15 und 16,
Artikel 17 Absatz 2 sowie Artikel 18 des Landesgesetzes vom 19. Jänner 1976, Nr. 6 sind
aufgehoben.

(4) Artikel 5 Absatz 2 des Landesgesetzes vom 28. August 1976, Nr. 38 ist aufgehoben.

(5) Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe n) des Landesgesetzes vom 30. April 1991, Nr. 13 ist aufgehoben.

(6) Im italienischen Text des Artikels 33 Absatz 2 des Landesgesetzes vom 30. April 1991, Nr. 13
sind die Wörter: "l'Istituto provinciale per l'assistenza all'infanzia e" aufgehoben.

(7) Im deutschen Text des Artikels 33 Absatz 2 des Landesgesetzes vom 30. April 1991, Nr. 13 sind
die Wörter: "das Landeskleinkinderheim und" aufgehoben.

(8) 7)

6. (Übergangsbestimmung)

(1) Bei der ersten Anwendung dieses Gesetzes kann jener Bedienstete zum Leiter des
Kleinkinderheimes ernannt werden, der bisher die Funktion des Koordinators im Kleinkinderheim
innehatte.

7. (Vereinheitlichter Text)

(1) Die Landesregierung ist befugt, alle Landesgesetze über die Betreuung Minderjähriger zu einem
vereinheitlichten Text zusammenzufassen, ohne irgendwelche Abänderungen einzufügen.

8.­9. 8)
Dieses Gesetz ist im Amtsblatt der Region kundzumachen. Jeder, dem es obliegt, ist verpflichtet, es
als Landesgesetz zu befolgen und für seine Befolgung zu sorgen.

1) Kundgemacht im A.Bl. vom 23. April 1996, Nr. 20.
2) Art. 1/bis wurde eingefügt durch Art. 16 des L.G. vom 23. Juli 2004, Nr. 4.
3) Die Überschrift des Art. 2 wurde ersetzt durch Art. 16 des L.G. vom 23. Juli 2004, Nr. 4.
4) Absatz 2 wurde ersetzt durch Art. 31 des L.G. vom 29. August 2000, Nr. 13.
5) Enthält Änderungen zum L.G. vom 19. Jänner 1976, Nr. 6.
6) Ergänzt das L.G. vom 8. November 1974, Nr. 26.
7) Ersetzt Art. 16 Absatz 1 des L.G. vom 30. April 1991, Nr. 13.
8) Omissis.
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DEKRET DES LANDESHAUPTMANNS vom 7. September 2005, Nr. 43 1)
—

Durchführungsverordnung Kindertagesstätten
2005

1. ABSCHNITT
1. (Anwendungsbereich)

(1) Dieses Dekret regelt im Sinne von Artikel 1/bis Absatz 4 des Landesgesetzes vom 9. April 1996,
Nr. 8, die sozialpädagogische Einrichtung für Kleinkinder, die Kindertagesstätte genannt wird.

2. (Führung und Merkmale des Dienstes)

(1) Die Tagesstätte für Kleinkinder im Alter zwischen null und 36 Monaten wird direkt von den
Gemeinden geführt, die zu diesem Zweck akkreditierte Privatkörperschaften ohne Gewinnabsicht
beauftragen können.

(2) Der Dienst wird in flexibler Form erbracht und ermöglicht den Nutzern und Nutzerinnen, die
Einrichtung auch nur einige Tage in der Woche und nur einige Stunden am Tag zu besuchen. Auf
diese Weise wird gewährleistet, dass die Maßnahmen möglichst auf das Kind bezogen sind, unter
Beachtung der Bedürfnisse jedes einzelnen Kindes.

3. (Akkreditierung)

(1) Für die Führung eines sozialpädagogischen Dienstes in Form einer Kindertagesstätte auf
Landesgebiet ist eine entsprechende Akkreditierung erforderlich.

(2) Die Akkreditierung wird vom Direktor bzw. von der Direktorin der Landesabteilung Sozialwesen
innerhalb von 180 Tagen ab Einreichung des Gesuchs seitens der betroffenen Rechtssubjekte erteilt.

(3) Die Akkreditierung laut Absatz 2 hat eine Gültigkeit von drei Jahren.

(4) Die akkreditierte Körperschaft übermittelt jährlich dem zuständigen Amt der Abteilung
Sozialwesen einen Bericht, in dem bestätigt wird, dass die Bedingungen, die für die Erteilung der
Akkreditierung vorausgesetzt waren, noch erfüllt sind.

4. (Voraussetzungen für die Akkreditierung)

(1) Bedingung für die Erteilung der Akkreditierung ist der Besitz der Voraussetzungen laut den
Artikeln 5, 6, 7, 8, 9 und 10.

5. (Innenräume und Aufnahmekapazität)

(1) Eine Kindertagesstätte kann höchstens achtzehn Kinder aufnehmen.

(2) Die Innenräume müssen auf jeden Fall eine Mindestnutzfläche von acht Quadratmetern je Kind
aufweisen.

(3) Die allfällige Zubereitung der Mahlzeiten innerhalb der Einrichtung erfolgt in Räumen, die
ausschließlich für diese Tätigkeit bestimmt sind.



(4) In der Einrichtung sind getrennte Räume für die dort beschäftigten Erwachsenen vorgesehen, und
zwar Sanitäranlagen und Umkleiderraum.

6. (Flächen außerhalb der Kindertagesstätte)

(1) Die Kindertagesstätte verfügt über eine Fläche im Freien, die sich in unmittelbarer Nähe befindet.

7. (Hygiene­ und Gesundheitsgutachten und Versicherung)

(1) Vor Beginn der Tätigkeit muss das Hygiene­ und Gesundheitsgutachten der gebietszuständigen
Gesundheitsbehörde eingeholt werden.

(2) Die betreuten Kinder und das Betreuungspersonal sind in Bezug auf die zivilrechtliche Hafung
gegenüber Dritten versichert.

8. (Dienstordnung)

(1) Die Kindertagesstätte hat eine eigene Dienstordnung.

9. (Personal)

(1) Das mit der direkten Betreuung der Kinder betraute Personal besitzt eine Berufsqualifikation, die
nach einer wenigstens 1.000 Stunden umfassenden Berufsausbildung erworben wird, deren
Zulassungskriterien werden von der Landesregierung festgelegt.

(2) Für den Erwerb der Berufsqualifikation laut Absatz 1 gelten das Diplom
"Tagesmutter/Tagesvater" sowie die einschlägige Berufserfahrung als Bildungsguthaben.

(3) Das Personal, das im Besitz des Diploms "Tagesmutter/Tagesvater" sowie eines Nachweises über
den Besuch eines zusätzlichen Ausbildungsmoduls ist, darf in der Kindertagesstätte im Ausmaß von
höchstens einer Einheit und nur im Beisein eines Kinderbetreuers bzw. einer Kinderbetreuerin laut
Absatz 1 tätig sein.

(4) In der Kindertagesstätte wird eine konstante Präsenz von mindestens einem Kinderbetreuer, bzw.
einer Kinderbetreuerin je fünf anwesende Kinder gewährleistet.

(5) Einer bzw. eine der Kinderbetreuer und Kinderbetreuerinnen wird mit der Koordinierung der
Struktur betraut.

(6) Die Koordinierung der Erziehungs­ und Bildungsarbeit wird für mindestens zwölf Stunden im
Monat von qualifiziertem Personal gewährleistet, das im Besitz eines Laureatsdiploms mit
pädagogischer Fachrichtung ist; dieses bestimmt in Zusammenarbeit mit dem Koordinator bzw. der
Koordinatorin der Tagesstätte die pädagogische Ausrichtung des Dienstes und sorgt für das
entsprechende Monitoring, für die Supervision sowie für die Überprüfung, ob sich die angewandten
Instrumente zur Dokumentation der durchgeführten Tätigkeit eignen.

(7) Das Küchenpersonal muss die nötigen Kenntnisse und die zweckdienlichen Fähigkeiten besitzen,
um die richtige Ernährung der Kinder zu gewährleisten; dabei muss es sich an die Diättabellen des für
Fragen der Diät zuständigen Dienstes des jeweiligen Sanitätsbetriebes und an die geltenden
Bestimmungen im Bereich Lebensmittelhygiene halten.

(8) Das Betreuungspersonal erfährt im Dienst eine ständige Weiterbildung, die die Grundausbildung



weiterführt; dazu gehört eine Ausbildung in spezifischen Fachbereichen, die es dazu befähigen soll,
Kinder mit physischen Behinderungen und Kinder mit anderen Schwierigkeiten angemessen zu
betreuen.

10. (Pflichten der Träger bei der Führung des Dienstes)

(1) Die Träger von Kindertagesstätten

a) verfügen über einen Erziehungs­ und Bildungsplan, der die Ziele und die geplanten
sozialpädagogischen Tätigkeiten sowie die Art und Weise der Organisation und des Betriebs des
Dienstes darlegt, und gewährleisten die Erziehungskontinuität zwischen Kindertagesstätte und
Kindergarten,

b) führen Initiativen in Zusammenarbeit mit anderen im Land tätigen öffentlichen und privaten
Trägern von Kinderbetreuungsdiensten durch oder beteiligen sich daran, um ein integriertes System
von Dienstleistungen zu verwirklichen,

c) gewährleisten die Mitwirkung der Familien durch geeignete flexible Formen der Zusammenarbeit,

d) verfügen über Instrumente und Methoden zur Erhebung der Zufriedenheit des Personals und der
Familien, die den Dienst in Anspruch nehmen,

e) führen den Dienst in deutscher und in italienischer Sprache durch.

11. (Kostenbeteiligung)

(1) Die Familien, die den Dienst der akkreditierten Kindertagesstätten in Anspruch nehmen,
beteiligen sich an den entsprechenden Kosten in jenem Ausmaß, das sich durch die Anwendung der
Kriterien zur Bewertung der wirtschaftlichen Lage laut Dekret des Landeshauptmanns vom 11.
August 2000, Nr. 30, in geltender Fassung, ergibt.

(2) Der Mindesttarif zu Lasten der Familien, die den Dienst in Anspruch nehmen beträgt 0,50 Euro;
der Höchsttarif wird von der Trägergemeinde festgesetzt und darf 50 Prozent der Gesamtkosten und
auf jeden Fall den Betrag von 400 Euro monatlich nicht überschreiten.

(3) Die Beträge laut Absatz 2 werden jährlich mit Beschluss der Landesregierung zur Festlegung des
Grundbetrags laut Artikel 14 des Dekretes des Landeshauptmanns vom 11. August 2000, Nr. 30, in
geltender Fassung, angepasst.

12. (Kosten und Tarife)

(1) Die Gemeinden bestimmen die Kosten für den Dienst, wobei sie diese nach Tages­ oder
Stundeneinheiten berechnen.

(2) Außerdem erfolgt die Festlegung der Kosten und Tarife unter Beachtung der vom Land
festgelegten Richtlinien und Kriterien.



2. ABSCHNITT

Schluss­ und Übergangsbestimmungen

13. 2)

14. (Provisorische Führung)

(1) Die in Südtirol bei In­Kraft­Treten dieser Verordnung bereits bestehenden Kindertagesstätten,
die mit den Gemeinden konventioniert sind oder vom Land Beiträge erhalten, sind bis zum Abschluss
der Überprüfung für die Erteilung der Akkreditierung laut Artikel 3 seitens der Abteilung
Sozialwesen ermächtigt, den Dienst weiterzuführen, vorausgesetzt, sie erfüllen folgende
Bedingungen:

a) Einhaltung der geltenden Sicherheitsbestimmungen,

b) Besitz des Hygiene­ und Gesundheitsgutachtens laut Artikel 7,

c) Verfügbarkeit an Personal mit sozialpädagogischer Ausbildung, das die Präsenz in der Einrichtung
in dem von Artikel 9 Absatz 4 vorgesehenen Ausmaß gewährleistet.

(2) Die Unterlagen, die bestätigen, dass die Voraussetzungen laut Absatz 1 erfüllt sind, sind
innerhalb von zwei Monaten ab In­Kraft­Treten dieser Verordnung vorzulegen.

(3) Die Träger laut Absatz 1, die zur Führung einer Kindertagesstätte provisorisch ermächtigt sind,
reichen das Gesuch um Akkreditierung beim zuständigen Amt der Abteilung Sozialwesen innerhalb
von drei Monaten ab In­Kraft­Treten dieser Verordnung ein.

(4) Das Unterlassen der Einreichung des Gesuchs um Erteilung der Akkreditierung innerhalb der
Frist laut Absatz 3 bewirkt den Ausschluss von öffentlichen Finanzierungen sowie den Verfall der
Ermächtigung laut Absatz 1.

15. (Personal der Kindertagesstätten)

(1) Das Personal, das im Besitz des Diploms "Tagesmutter/Tagesvater" ist, kann den Dienst in einer
Kindertagesstätte leisten, wobei es die Aufgaben des Personals ausübt, das im Besitz der
Berufsqualifikation Kinderbetreuer/Kinderbetreuerin laut Artikel 9 Absatz 1 ist, und zwar auch im
Ausmaß von mehr als einer Personaleinheit je Tagesstätte, vorausgesetzt, es hat innerhalb von
höchstens fünf Jahren ab In­Kraft­Treten dieser Verordnung die entsprechende Berufsqualifikation
erworben.

16. 3)

17. (In­Kraft­Treten)

(1) Dieses Dekret tritt am Tag nach seiner Kundmachung im Amtsblatt der Region in Kraft.

Dieses Dekret ist im Amtsblatt der Region kundzumachen. Jeder, dem es obliegt, ist verpflichtet, es
zu befolgen und für seine Befolgung zu sorgen.
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